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Volkszählungsurteil vom 15.12.83
informationelles Selbstbestimmungsrecht

Zurück
1.7. Nennen Sie in Stichworten die wichtigsten Stationen der Entwicklung zu den heutigen Datenschutzbestimmungen

1962
- Einsetzung einer Datenschutzkommission in den USA

1970
- Verabschiedung des hessischen LDSG

1974
- USA Privacy-Act (Bundesverwaltung)

1977-79
Sukzessives Inkrafttreten von LDSG und BDSG

15.12.1983
Volkszählungsurteil

01.06.1991
Inkraftretung des neuen DSG

2001

neues BDSG nach EU-Grundsätzen

Zurück
1.8. Nennen Sie wichtige Rechtsvorschriften zur computergestützten Datenverarbeitung 

· Handelsgesetzbuch
Führen von Büchern
Aufbewahrung und Aufbewahrungsfristen
Bilanzrichtlinien

· Abgabenverordnung

· Grundsätze ordnungsgemäßer Speicherbuchführung (GoS)

· Bereichspezifische Regelungen
z.B. Sozialgesetzbuch 

Zurück
1.9. Welche Hauptfunktionen hat das BDSG?

Das BDSG schützt den Bürger vor Beeinträchtigung seines Persönlichkeitsrechtes beim Umgang mit seinen Daten


· Schutzgesetz
Schutz der Privatsphäre

· Organisationsgesetz
Datenverkehrsgesetz mit Festlegung der Strukturen, Maßnahmen und org. Regelungen

· Auffanggesetz
füllen von Gesetzeslücken und Ergänzung von Rechtsvorschriften

· Rahmengesetz
Basis für ordnungsgemäßen Umgang mit schützenswürdigen Daten 

Zurück
1.10. Für welche Bereich ist das BDSB gültig?

· Erhebung

· Verarbeitung

· Nutzung

· Von personenbezogenen Daten durch

· öffentliche Stellen des Bundes

· nicht-öffentliche Stellen, soweit sie Daten in oder aus Dateien geschäftsmäßig oder für berufliche Zwecke verarbeiten oder nutzen

Achtung! Für öffentliche Stellen der Länder und Kommunen gelten i.d.R. die jeweiligen Landesdatenschutzgesetze

Zurück
1.11. Nennen Sie die einzelnen Phasen der Datenverarbeitung gem. BDSG

1. Speicherung
Erfassung, Aufnahme, Aufbewahrung von Daten auf einem Datenträger zum Zweck der weiteren Verwendung

2. Veränderung
Inhaltliches umgestalten

3. Übermittlung
Bekanntgabe an Dritte durch Weitergabe, Einsichtnahme oder Abruf

4. Sperrung
Einschränkung der weiteren Verarbeitung

5. Löschung
Unkenntlichmachung durch physikalische Löschung

Zurück
1.12. Was versteht man unter PERSONENBEZOGENE DATEN?

Gem. § 2, 1 BDSG:

Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person

Auch z.B. durch User-ID verschlüsselte Daten zählen darunter, da die Angaben mit der zugehörigen Schlüsseldatei wieder bestimmbar d.h. personenbezogen sind.

Zurück
1.13. Erkläre kurz den Begriff der AUTOMATISIERTEN DATEI

Als automatisierte Datei wird eine Sammlung personenbezogener Daten verstanden, 

die durch automatisierte Verfahren nach bestimmten Merkmalen ausgewertet werden kann.

Zurück
1.14. Erkläre kurz den Begriff der NICHT-AUTOMATISIERTEN DATEI

Dies ist eine Sammlung personenbezogener Daten, die gleichartig aufgebaut sind und nach bestimmten Merkmalen geordnet, umgeordnet oder ausgewertet werden kann.

Zurück
1.15. Erkläre kurz den Begriff der AKTE

Eine Akte ist jede amtlichen oder dienstlichen Zwecken dienende Unterlage, welche keine Art von Datei ist.

Zurück
1.16. Was versteht man unter ANONYMISIEREN?

Anonymisieren ist das Verändern personenbezogener Daten derart, dass Einzelangaben nicht oder nur mit unverhältnismäßig großem Aufwand bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Personen zugeordnet werden können

Zurück
1.17. Was versteht man unter personenbezogenen Daten (BDSG)?

Alle Angaben (persönlich oder sachlich) über natürliche Personen, die in Dateien gespeichert sind oder aus Dateien stammen.

Zurück
1.18. Was versteht man unter sonstige personenbezogenen Daten (BDSG)?

Wie personenbezogene Daten, aber

· nicht in Dateien gespeichert

· keine natürlichen Personen
(z.B. juristische Personen)

Zurück
1.19. Was versteht man unter Datenschutz?

Persönlichkeitsschutz beim Umgang mit personenbezogenen Daten

Zurück
1.20. Was versteht man unter Datensicherheit?

Technische und organisatorische Maßnahmen zur Sicherung der programm- und Datenbestände sowie der DV-Anlage vor

· Verlust 

(= Erhalt der Verfügbarkeit)

· Missbrauch 
(= Erhalt der Vertraulichkeit)

· Fehlern 

(= Erhalt der Integrität)

Zurück
1.21. Nennen Sie Beispiele für die Zuständigkeiten von BDSG und LDSG

BDSG

· Privatwirtschaft incl. Wettbewerbsunternehmen (z.B. Post)

· Bundesbehörden

LDSG

· Landesbehörden
sofern im Einzelnen nicht anders geregelt

LDSG sind meist den BDSG weitgehend angeglichen

Zurück
1.22. Von welcher Grundregel geht das BDSG aus?

Es gilt ein grundsätzliches Verbot mit Erlaubnisvorbehalt. 
Erlaubnisvorbehalt besagt, Datenverarbeitung bzw. Nutzung zulässig wenn

· das BDSG oder eine andere Rechtsvorschrift dies erlaubt

· der Betroffene eingewilligt hat
Schriftform mit konkretem Verarbeitungshinweis, hergehobene Einwilligungserklärung bei AGB erforderlich 

Zurück
1.23. Welche Rechte hat der Betroffene?

Jeder Betroffen hat ein unabdingbares Recht auf:

· Benachrichtigung bzw. Einsicht in das behördliche Dateienregister

· (Kostenlose) Auskunft

· Berichtigung

· Sperrung

· Löschung

Weitere Rechte:

· das Recht auf Anrufung einer Kontrollinstanz (Datenaufsichtsbehörde)

· das Recht auf Schadensersatz (oder Strafantrag)

· Widerspruchsrecht bei Nutzung der Daten für Werbung oder Markt- und Meinungsforschung

Zurück
1.24. Welche Verschwiegenheitspflichten bestehen?

§ 5 BDSG

1. Datengeheimnis
keine unbefugte Verarbeitung, Bekanntgabe, sonstige Nutzung, ect.
Verarbeitung auf das Notwendigste beschränken

2. Berufliche Verschwiegenheitspflicht

3. Betriebliche Schweige- und Geheimhaltungspflicht

4. Brief- und Fernmeldegeheimnis

Zurück
1.25. Welche Vorgaben zur Datensicherung sind zu beachten?

§ 9 BDSG

· Technische und organisatorische Maßnahmen gegen Fehler oder Missbräuche
Maßnahmen in angemessenen Verhältnis zum Schutzzweck

· Bei automatisierter DV ist ein 10 Punkte Katalog zu beachten

· Bei automatisierten Abrufverfahren gelten besondere Zulässigkeitsvoraussetzungen und Maßnahmen

Zurück
1.26. Welche Vorgaben zur Datensicherung bei automatisierter DV sind zu beachten?

§ 9 BDSG

· Zugangskontrolle

· Datenträgerkontrolle

· Speicherkontrolle

· Benutzerkontrolle

· Zugriffskontrolle

· Übermittlungskontrolle

· Eingabekontrolle

· Auftragskontrolle

· Transportkontrolle

· Organisationskontrolle

Zurück
1.27. Welche Vorschriften gelten für die Einrichtung von ONLINE-Verfahren?

· Übermittlung nur zulässig, falls Verfahren angemessen

· Schriftliche Festlegungen zur Kontrolle der Zulässigkeit erforderlich

· Empfänger für die Zulässigkeit des einzelnen Abrufes verantwortlich
Speichernde Stelle hat Zulässigkeit nur bei Anlass zu prüfen und Stichprobenverfahren zu ermöglichen.

· Keine Gültigkeit für jedermann zugängliche Datenbestände

Zurück
1.28. Welche Punkte sind bei der NUTZUNG im AUFTRAG / Verarbeitung zu berücksichtigen?

§ 11 BDSG

· Verantwortlichkeit des Auftraggebers

· Auswahl nach Sicherheitsgesichtpunkten

· Schriftlicher Auftrag mit Festlegung der DV-Nutzung

· Strikte Weisungsgebundenheit mit Hinweispflicht bei Datenschutzverstößen

· Für Auftragnehmer
- Datengeheimnis
- Datensicherheit
- Straf- und Bußgeldvorschriften

Datenschutzkontrolle und Aufsicht:
- öffentl. Bereich - § 18

- § 32 nichtöffentl. Bereich

Zurück
1.29. Welcher Unterschied besteht zwischen geschäftsmäßiger und privater Datenverarbeitung?

Geschäftsmäßig (Datenverarbeitung für fremde Zwecke):

Datenverarbeitung ist originärer Geschäftszweck (z.B. Auftragsdatenverarbeitung, usw.)

Privat (Datenverarbeitung für eigene Zwecke):

Datenverarbeitung als Hilfsmittel zur Erfüllung eines anderen Geschäftszweckes.

Zurück
1.30. Welche Haftungsgrundlagen bestehen für die Datenverarbeitung?

· Haftung nach BDSG

· Haftung nach allgem. Schadensrecht

· Haftung für eigenes und fremdes Verschulden

· Haftung bei Vorsatz oder Fahrlässigkeit

Zurück
1.31. Welche Regelungen bestehen hinsichtlich des Schadenersatze?

§ 7 BDSG 

öffentl. Stellen:

· Verschuldensunabhängiger Schadensersatz bei unzulässiger oder unrichtiger Verarbeitung

· Schmerzensgeld auch bei immateriellen Schäden bei schwerer Verletzung des Persönlichkeitsrechtes

· Begrenzung auf DM 250.000

· Gesamtschuldnerische Haftung

· Ersatzansprüche sowie Gerichtsweg möglcih

· Nicht-öffentlicher Bereich:

· Beweislastumkehr bei unzulässiger oder unrichtiger Datenverarbeitung § 8 BDSG

Zurück
1.32. Nennen Sie einige Strafvorschriften im Zusammenhang mit dem BDSG

· Verstöße gegen die wichtigsten Zulässigkeitsvorschriften

· Erschleichung von Daten durch unrichtige Angaben

· Zweckentfremdung durch unzulässige Übermittlung

· Zusammenführung von Identifikationsmerkmalen und Einzelangaben bei anonymen Markt- und Forschungsdaten

· Freiheitsstrafen bis zu 1/2 Jahren

· Verfolgung nur auf Antrag

Zurück
1.33. Nennen Sie einige Bußgeldvorschriften im Zusammenhang mit dem BDSG

Mit Bußgeld bis zu DM 50.000,- kann belangt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig:

· nicht ordnungsgemäß benachrichtigt

· den DSB nicht ordnungsgemäß bestellt

· die Datenschutz-Aufsichtsbehörde keine Auskünfte erteilt, keine Prüfungsrechte duldet, deren Anordnungen zuwiderhandelt

· Aufzeichungs- oder Meldepflichten verletzt

· Auskunftstei bestrittene Daten ohne Gegendarstellung übermittelt

· Diese Bußgeldvorschriften gelten nur für den nicht-öffentlichen Bereich!

Zurück
1.34. Welche Computerstraftaten gibt es noch außerhalb des BDSG? 

· Urhebergesetz

· UWG

· Konkursordnung

· Fernmeldegesetz

· Strafgesetzbuch
Ausspähen von Daten
Computerbetrug
Fälschung beweiserheblicher Daten
Täuschung im Rechtsverkehr mit der DV
Datenveränderung
Computersabotage

Zurück
1.35. In welchen Bereichen kommt das BDSG in der Privatwirtschaft zum Einsatz?

· Personenbezogene Daten

· aus Dateien (autom. oder nicht)

· Geschäftsmäßig oder

· Beruflich oder 

· für gewerbliche Zwecke

· verarbeitet oder genutzt werden

Zurück
1.36. Welche Voraussetzungen werden an die Zulässigkeit der Erhebung gestellt (nicht-öffentlicher Bereich)?

· Datenerhebung nach Treu und Glauben
(erfordert die Mitwirkung des Betroffenen)

Zurück
1.37. Wann ist die Verarbeitung und Nutzung von personenbezogen Daten zulässig (nicht-öffentlicher Bereich)?

Grundsätzliches Nutzungsverbot mit Erlaubnisvorbehalt.

· Rechtsvorschriften erlauben dies ausdrücklich
(z.B. BDSG oder andere)

· Schriftlicher Einwilligung des Betroffenen

· Zusätzlich:

· Vertragsverhältnis oder vertragsähnliches Vertrauensverhältnis

· Weiterhin zulässig solange die Belage des Betroffenen nicht überwiegen:

· Wahrung berechtigter Interessen

· Daten sind allgemein zugänglich

· Für wissenschaftliche Forschungszwecke

· Listenmäßig zusammengefasst

· Dabei zu beachten:

· Widerspruchsrecht für Werbe und Marktforschungszwecke

· Zweckbindung

· Weitergabe nur für ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung

Zurück
1.38. Welche Rechte hat der Betroffene?

· Benachrichtigungsrecht (nicht-öffentlicher Bereich)

· Einsicht in das behördliche Dateienregister

· Auskunft

· Berichtigung

· Sperrung

· Löschung

Weiterhin:

· Anrufung einer Kontrollinstanz

· Schadensersatz 

Zurück
1.39. Wann kann der Betroffene eine Berichtigung, eine Sperrung eine Löschung verlangen?

Berichtigung:

· Daten unrichtig

Löschung:

· Speicherung unzulässig

· Richtigkeit kann nicht bewiesen werden

· Daten werden nicht mehr benötigt

Sperren:

· besondere Gründe gegen Sperrung

· Richtigkeit ist strittig

Zurück
1.40. Wann müssen die Datenempfänger über Veränderungen benachrichtigt werden?

· Berichtigung unrichtiger Daten

· Sperrung bestrittener Daten

· Löschung/Sperrung unzulässiger Daten

Zurück
1.41. Welche besonderen Rechte hat der Betroffene bei gewerbsmäßigem Gebrauch seiner Daten?

· Aufzeichnungspflicht bei Übermittlung durch abgebende Stelle erforderlich

· Weitergabe nur bei berechtigtem Interesse

· Benachrichtigung bei erstmaliger Übermittlung

· Sperrung nach 5 Jahren

· Auskunft auch über Aktendaten und regelm. Empfänger

Zurück
1.42. Welche Besonderheiten haben Markt- und Meinungsforschungsinstitute in Hinblick auf das BDSG zu beachten?

· Anonymisierung der Daten

· Löschung des Personenbezugs

· Vernichtung der Adressen (Einmalbefragung) oder Trennung von Informationen und personenbezogenen Daten

Zurück
1.43. Wann bestehet eine Meldepflicht gem. BDSG?

Besteht für Unternehmen die Daten

· zum Zwecke der Übermittlung speichern
(Auskunfteien, ect.)

· zum Zwecke der anonymisierten Übermittlung speichern
(Marktforschung)

· im Auftrag verarbeiten
(Rechenzentren)

Zurück
1.44. Wann ist ein Datenschutzbeauftragter zu bestellen (nicht-ö. Bereich)?

· mind. 5 dauerhaft Beschäftigte in DV-Abteilung

· mind. 20 dauerhaft beschäftige in nicht-autom. DV

Zurück
1.45. Welche Voraussetzungen, welche Pflichten, welche Rechte und welche Aufgaben hat ein DSB zu erfüllen?

Voraussetzungen

· Fachkunde und Zuverlässigkeit

Pflichten:

· Verschwiegenheitspflicht

Rechte: 

· Kontroll-, Empfehlungs- und Veto-Rechte

· Recht auf Einschaltung der Aufsichtsbehörde

· Direkte Unterstellung unter oberste Geschäftsleitung

· Weisungsfreiheit

· Benachteiligungsverbot

Aufgaben:

· Durchführung der Schutzvorschriften sicherstellen

· Dateienregister führen

· DV-Programme überwachen

· Schulungen durchführen


· Ansprechstelle und Vertretung nach innen und außen

· Betreuung von MA

Zurück
1.46. Welche Aufgaben und Befugnisse haben die Aufsichtsbehörden?

· Überprüfung in Einzelfällen

· Permanente Überprüfung (Rechenzentren)

· Anordnung- und Untersagung bei festgestellten Mängeln

· Registerführung von meldepflichtigen Dateien

· Abrufen des Datenschutzbeauftragten

Zurück
1.47. Wie sind die Aufgaben in Richtung Datenschutz im Unternehmen verteilt?

Geschäftsleitung:

Normadressant und volle Verantwortung nach außen

DSB:

Sicherstellung des Datenschutzes nach innen

Fachabteilung:

Durchführung hinsichtlich der Sicherstellung der organ. Vorgaben

Mitarbeiter:

Konkrete Durchführung

Zurück
1.48. Welche Grundsätze gelten bei der Datenerhebung im öffentlichen Bereich?

· Zulässigkeit, sofern zur Aufgabenerfüllung erforderlich

· Erhebung beim Betroffenen

Erhebung ohne Mitwirkung des Betroffenen zulässig, wenn

· andere Rechtsvorschriften dies erlauben

· der Aufgabe nach erforderlich

· unverhältnismäßig hoher Aufwand

Zurück
1.49. Welche Zweck hat das BDSG?

Zweck des Gesetzes ist es, den Einzelnen davor zu schützen, dass er durch den Umgang mit seinen personenbezogenen Daten in seinem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt wird (§1 Abs. 1 BDSG)

Zurück
1.50. Welches Recht wurde beim Volkszählungsurteil unterstrichen und wann war das?

Das urteil erging am 15.12.1983 und hat das Recht auf informationelle Selbstbestimmung entscheidend unterstrichen.

Zurück
1.51. Welche Einschränkungen gibt es vom Recht auf informationelle Selbstbestimmung?

Einschränkungen sind grundsätzlich nur auf Grund eines Gesetztes zulässig.

Dieses muß

· im überwiegenden Allgemeininteresse erforderlich sein

· dem Gebot der Normenklarheit entsprechen (Einschränkungen und Umfgang müssen erkennbar sein)

· Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

Zurück
1.52. Erklären Sie den Begriff PERSONENBEZOGENE DATEN

Dies sind Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person.

Zurück
1.53. Erklären Sie den Begriff DATEI

Eine automatisierte Datei ist eine Sammlung personenbezogener Daten, die durch automatisierte Verfahren nach bestimmten Merkmalen ausgewertet werden kann.

Eine nicht automatisierte Datei ist jede sonstige Sammlung personenbezogener Daten, die gleichartig aufgebaut sind und nach bestimmten Merkmalen geordnet, umgeordnet und ausgewertet werden kann(z.B. Karteikarte, Formulare, ect.).

Zurück
1.54. Erklären Sie den Begriff AKTE

Im Gegensatz zu einer Datei ist eine Akte jede sonstige nicht in Dateiform vorliegende Unterlage, die amtlichen, dienstlichen oder geschäftsmäßigen Zwecken dient. Hierzu gehören auch Bild- und Tonträger.

Zurück
1.55. Erklären Sie den Begriff ERHEBEN

Dies ist das beschaffen von Daten über den Betroffenen.

Zurück
1.56. Erklären Sie den Begriff VERARBEITEN

Hierunter versteht man das Speichern, Verändern, Übermitteln, Sperren und Löschen von Daten

Zurück
1.57. Erklären Sie den Begriff NUTZEN

Hierunter wird das verwenden von Daten verstanden, solange es sich nicht um VERAREITEN handelt. (z.B. aufruf auf dem Bildschirm)

Zurück
1.58. Erklären Sie den Begriff SPEICHERN

Hierunter versteht man das Erfassen, Aufnehmen oder Aufbewahren von Daten auf einem Datenträger zum Zweck der weiteren Verarbeitung oder Nutzung

Zurück
1.59. Erklären Sie den Begriff VERÄNDERN

Dies ist das inhaltliche umgestallten gespeicherter Daten

Zurück
1.60. Erklären Sie den Begriff ÜBERMITTELN

Dies ist das Bekanntgeben gespeicherter oder durch Datenverarbeitung gewonnener Daten an einen Dritten (Empfänger)

Zurück
1.61. Erklären Sie den Begriff SPERREN

Dies ist das Kennzeichnen gespeicherter Daten um ihre weitere Verarbeitung oder Nutzung einzuschränken

Zurück
1.62. Erklären Sie den Begriff LÖSCHEN

Dies ist das Unkenntlichmachen gespeicherter Daten (i.d.R. physikalisches Löschen)

Zurück
1.63. Erklären Sie den Begriff SPEICHERNDER STELLE

Dies ist jede Person oder Stelle, die Daten für sich selbst speichert oder andere im Auftrag speichern lässt.

Zurück
1.64. Erklären Sie den Begriff DRITTER

Dies sind alle Personen oder Stellen außerhalb der speichernden Stelle, nicht jedoch 

· der Betroffene

· Personen oder Stellen, die im Inland im Auftrag verarbeiten oder nutzen.

Beschreiben Sie die Gültigkeit des BDSG

Das BDSG ist uneingeschränkt für alle öffentlichen Stellen des Bundes und nicht-öffentliche Stellen (Private) gültig. Eingeschränkt auf die öffentlichen Stellen der Länder (eigene LDSG)

Zurück
1.65. Was versteht man unter öffentlichen Stellen?

· Behörden des Bundes

· Organe der Rechtspflege des Bundes

· Vereinigungen öffentlicher Stellen

Zurück
1.66. Was versteht man unter NICHT-ÖFFENTLICHE STELLEN?

· natürliche Personen

· juristische Personen des Privatrechtes

· Personenvereinigungen des Privatrechts

Zurück
1.67. Welche Einschränkungen des BDSG gibt es bei nicht-öffentlichen Stellen?

Unterliegen dem BDSG nur, wenn

· personenbezogene Daten in Dateiform vorliegen und verarbeitet werden

· Daten zu geschäftsmäßig oder für berufliche bzw. gewerbliche Zwecke verarbeitet oder genutzt werden.

Ausnahmen:

· Daten sind aus einer Datei entnommen

· Jeder Betroffene kann Auskunft verlangen unabhängig vom Dateibezug

Zurück
1.68. Wie definiert das BDSG die Zulässigkeit bezüglich der Verarbeitung personenbezogener Daten?

Dies ist grundsätzlich verboten. Dieses Verbot gilt allerdings mit Erlaubnisvorbehalt. D.h. dies kann erlaubt sein wenn

· dies ausdrücklich im BDSG vermerkt ist

· der Betroffen seine Einwilligung dazu erklärt hat  

Zurück
1.69. Wie ist eine EINWILLIGUNG rechtswirksam zu erlangen?

· Die Einwilligung bedarf der Schriftform

· Der Betroffene ist über die Tragweite aufgeklärt

Zurück
1.70. Was versteht man unter rechtlich einwandfreie Erhebung?

Voraussetzung für die Verarbeitung ist eine rechtlich einwandfrei Erhebung.

Die Daten dürfen nur unter freiwilliger Mitwirkung des Betroffenen erhoben werden.

Zurück
1.71. Welche strengeren Vorschriften für die Erhebung gelten bei öffentlichen Stellen?

· es dürfen nur Daten erhoben werden ,die für die Aufgabenerhebung erforderlich sind

· Daten sich beim Betroffenen zu ermitteln

· Mitteilung über den Zweck

· Ausnahmen (Erhebung ohne Mitwirkung)

· es existiert eine Rechtsvorschrift

· die zu erfüllende  Verwaltungsaufgabe erfordert dies

· die Erhebung wäre unverhältnismäßig aufwendig

Zurück
1.72. Welche strengeren Vorschriften gelten für Speicherung, Veränderung und Nutzung in öffentlichen Stellen?

Dies ist zulässig, wenn

· dies zur Erfüllung der Aufgaben notwendig ist

· die Zweckgebundenheit beachtet wird

Zurück
1.73. Welche Ausnahmen für die Zweckbindung gibt es?

· eine Rechtsvorschrift sieht dies vor

· der Betroffene hat eingewilligt

· es liegt im Interesse des Betroffenen

· Daten wurden aus Veröffentlichungen entnommen


· Gefahrenabwehr

· Verfolgung von Straftaten

· Beeinträchtigung Rechter Dritter

· Wissenschaftl. Forschung

Zurück
1.74. Welche strikte Zweckbindung gibt es?

· Datenschutzkontrolle

· Datensicherung

· Sicherung des ord. Betriebes

· Wissenschaftl. Forschung

Zurück
1.75. Welche Regeln gelten für die Datenübermittlung?

Für öffentliche und nicht-öffentliche Stellen gibt:

· zur Aufgabenerfüllung notwendig

· gleicher Verwendungszweck beim Empfänger

Beim Empfänger gilt die strenge Zweckbindung.

Bei nicht-öffentlichen Stellen gibt zudem

· der Empfänger muß ein berechtigtes Interesse haben

· der Betroffene muß informiert werden (sofern er nicht schon vorher Kenntnis erhalten hatte)

Für nicht-öffentliche Stellen gelten folgende Regeln (Erhebung, Verarbeitung, Nutzung) für die Erlaubnis gem. BDSG:

· die Daten müssen nach den Grundsätzen des Treu und Glauben erhoben werden

· die Zweckbestimmung eines Vertragsverhältnisses

· berechtigte Interessen

· allgemein zugängliche Quellen

· wissenschaft. Forschung

Eine listenmäßige Übermittlung ist i.d.R. nicht erlaubt 

Zurück
1.76. Welche zusätzlichen Regelungen existieren für den nicht-öffentlichen, gewerblichen  Bereich?

· Datenerhebung auf Treu und Glauben

Verarbeitung zulässig wenn:

· kein Grund für das negative Interesse des Betroffenen

· Daten aus allgemein zugänglichen Quellen

Die Übermittlung ist zulässig wenn:

· Empfänger hat ein berechtigtes Interesse

· listenmäßige Daten für Werbezwecke bzw. Markt- oder Meinungsforschung

Zurück
1.77. Welche besonderen Regelung gelten nur  für die Markt- und Meinungsforschungsinstitute?

· Übermittlung in anonymisierter Form

· Namen und Adressen sind gesondert zu speichern

Zurück
1.78. Wer hat ein Recht auf Auskunft?

Jeder unabhängig von Alter, Wohnsitz und Nationalität.

Zurück
1.79. Welche Auskunft muß gegeben werden?

Alle zur Person gespeicherten Daten, woher diese stammen und an wen diese übermittelt wurden.

Den Zweck der Speicherung.

Personen und Stellen, an die regelmäßig übermittelt wird

Zurück
1.80. Was kostet eine Auskunft?

Für Auskünfte ist nichts zu bezahlen, mit folgenden Ausnahmen:

· Auskünfte die gegenüber dritten wirtschaftlich genutzt werden können (z.B. Kreditauskunfteien)

Zurück
1.81. Welche Besonderheit ist bei den zu erteilenden Auskünften zu beachten?

Öffentliche Stellen:

· Daten in Akten erhält man nur mit genauer Angabe des Fundortes

· Der Arbeitsaufwand muß in angemessenen Verhältnis zum Informationsinteresse stehen.

Nicht-öffentliche Stellen:

· bei geschäftsmäßigen Daten z.B. von Kreditauskunfteien können auch Daten verlagt werden die nicht in Dateien stehen

· bei begründeten Zweifeln an der Richtigkeit sind auch Angaben zu machen woher diese Daten stammen und an wen diese weitergeleitet wurden

Zurück
1.82. In welche Fällen besteht kein Anspruch auf Auskunft?

Öffentliche Stellen:

· Gefahr, dass sie Ihre Aufgabe nicht ordnungsgemäß durchführen können (Polizei)

· Schutz der öffentl. Sicherheit

· Geheim zu haltende Daten

Nicht-öffentliche Stellen:

· wenn keine Benachrichtigungspflicht besteht

Hinweis:
es muß ausdrücklich darauf hingewiesen werden falls die Daten unvollständig sind

Zurück
1.83. Welche Aufgabe hat das beim Bundesdatenschutzbeauftragten geführte Register?

Hier werden alle automatisierte Dateien die in Behörden und öffentliche Stellen des Bundes gehalten werden gesammelt.

Ausnahmen:

· geheim zu haltende Daten (z.B. Verfassungsschutz, ect.)

· vorüber angelegte Dateien, die spätestens in drei Monaten wieder gelöscht werden

Nicht-öffentlicher Bereich:

Hier werden nur die Dateien von Kreditauskunfteien, Markt- und Meinungsforschungsinstituten und Dienstleistungsrechenzentren aufgeführt.
Zurück
1.84. Was versteht man unter Benachrichtigung und wann hat diese zu erfolgen?

Die Benachrichtigung wird im nicht-öffentlichen Bereich gebraucht. Es müssen alle Betroffenen individuell benachrichtigt werden, über die Daten ohne deren Kenntnis verarbeitet werden.

Werden die Daten für eigene Zwecke verwendet, so hat dies bei der ersten Speicherung zu erfolgen.

Werden die Daten geschäftsmäßig verwendet, so ist dies bei der ersten Übermittlung durchzuführen.

Zurück
1.85. Wer ist verpflichtet Berichtigungen durchzuführen?

Jede Stelle ist verpflichtet, unrichtige Daten zu berichtigen. Der Betroffene hat darauf hinzuweisen. 

Zurück
1.86. Wann sind personenbezogene Daten zu löschen?

Öffentliche Stellen:

· bei unzulässiger Speicherung

· für die Aufgabenerfüllung nicht mehr erforderlich

Nicht öffentliche Stellen:

· bei unzulässiger Speicherung

· gesundheitliche Verhältnisse, strafbare Handlungen, ect. sofern die Stelle deren Richtigkeit nicht beweisen kann

· für die Zweckbestimmung nicht mehr erforderlich

· bei geschäftsmäßiger Nutzung nach der alle 5 Jahre erforderlichen Prüfung nicht mehr erforderlich

Hinweis:

Es sind nur Daten aus Dateien zu löschen (gilt nicht für Akten, außer diese sind komplett mit den zu löschenden Daten gefüllt).

Zurück
1.87. Wann sind personenbezogene Daten zu sperren?

Grundsätzlich wenn einer Löschung besondere Gründe entgegenstehen.

· gesetzliche Aufbewahrungsfristen

· Interesse des Betroffenen

· Unverhältnismäßig hoher Aufwand

Außerdem, wenn der Betroffene deren Richtigkeit bestreitet und keine Klärung herbeigeführt werden kann.

Öffentliche Stellen:

Sperrung in Akten bei

· schutzwürdige Interessen beeinträchtigt

· nicht mehr zur Aufgabenerfüllung benötigt

Zurück
1.88. Wann dürfen gesperrte Daten ohne Einwilligung genutzt werden?

· zu wissenschaftlichen Zwecken

· Behebung von Beweisnot

· Im überwiegenden Interesse der speichernden Stelle oder eines Dritten unerlässlich

Zurück
1.89. In welchen Fällen kann der Bundesbeauftragte für den Datenschutz angerufen werden?

Wenn öffentliche Stellen des Bundes die Rechte des Betroffenen verletzt haben.

Bei öffentlichen Stellen der Länder ist der Landesbeauftragte des Datenschutzes zuständig.

Zurück
1.90. Wohin kann sich der  Betroffen bei nicht-öffentlichen Stellen wenden, wenn Zweifel bestehen?

An die Aufsichtsbehörde des jeweiligen Landes.

Zurück
1.91. In welchen Fällen besteht Anspruch auf Schadensersatz?

Das BGB regelt bereits einige Tatbestände in Hinblick auf unrichtiger oder unzulässiger, automatisierten Datenverarbeitung.

Zusätzlich bei öffentlichen Stellen:

· Gefährdungshaftung unabhängig vom Verschulden bis zur 250.000 DM 

· Bei schwerer Verletzung des Persönlichkeitsrechtes u.U. auch Schmerzensgeld

Zusätzlich bei nicht-öffentlichen Stellen:

· Beweislastumkehr 
d.h. die Speichernde Stelle hat zu beweisen, dass diese nicht für den Schaden verantwortlich ist

Zurück
1.92. Wer ist i.d.R. bei öffentlichen Stellen mit dem Datenschutz beauftragt?

In der Praxis bestimmt der Behördenleiter einen Mitarbeiter (Datenschutzbeauftragten) oder ein bestimmtes Referat 

Zurück
1.93. Wer ist im nicht-öffentlichen Bereich für den Datenschutz zuständig?

Lt. Gesetz ist es der Beauftragte für den Datenschutz. Dieser ist direkt der Unternehmensleitung unterstellt ist aber weisungsfrei in der Ausübung seines Amtes. Als Voraussetzungen sind Fachkunde und Zuverlässigkeit gefordert. 

Zurück
1.94. Welche Schwerpunkte hat der Datenschutzbeauftragte?

· Prüfung der Zulässigkeit des Umgangs mit Daten

· Überwachung der ordnungsgemäßen Programmanwendung

· Unterrichtung von Mitarbeitern über die Anforderungen des Datenschutzes

Zurück
1.95. Welche technischen und organisatorischen Maßnahmen sind zu treffen, um die Ausführung des Gesetzes zu gewährleisten?

· Unbefugten den Zugang zu Datenverarbeitungsanlagen zu verwehren

· Verhinderung des unbefugten lesen, kopieren, verändern oder entfernen von Daten

· Die Organisation so zu gestallten, dass den Anforderungen des Datenschutzes genüge getan wird.

Zurück
1.96. Welche besonderen Anforderungen gelten beim automatisierten Abruf personenbezogener Daten?

Zur Kontrolle der Zulässigkeit ist von den beteiligten Stellen folgendes schriftlich festzuhalten.

· Anlass und Zweck des Abrufverfahrens

· Datenempfänger

· Art der übermittelten Daten

· Gem. §9 alle erforderlichen technischen und organisatorischen Vorkehrungen 

Zurück
1.97. Wie werden Verstöße gegen das BDSG geahndet?

Verstöße werden als Straftat verfolgt. Es können Freiheitsstrafen bis zu einem Jahr und Geldbußen verhängt werden.

Die Strafverfolgung wird nur auf Antrag durch den Betroffenen aufgenommen.

Zurück
1.98. Wie erhält der BDSB sein Amt und für wie lange?

Er wird vom Bundestag für 5 Jahre gewählt. Er ist in der Ausübung seines Amtes unabhängig, d.h. keinen Weisungen unterworfen.

Zurück
1.99. Welche Hauptaufgaben hat der BDSB?

· die Bearbeitung von Eingaben

· die Kontrolle

· die Beratung

Zurück
1.100. Welche Befugnisse hat der BDSB?

Er hat umfassende Untersuchungsbefugnisse. Alle öffentlichen Stellen des Bundes sind verpflichte ihm zu unterstützen. D.h.

· Fragen beantworten

· Akteneinsicht gewähren incl. Programme und Datenträger

· Zutritt zu den Diensträumen gestatten

Zurück
1.101. In welchen Abständen erstatten der BDSB dem Bundestag Bericht?

Der Tätigkeitsbericht wird alle zwei Jahre vorgelegt. 

Zurück
1.102. Wer ist im Falle des nicht-öffentlichen Bereiches als Aufsichtsbehörde tätig?

Hier sind die entsprechenden Stellen der Länder zuständig.

Zurück  

2. Neue Novelle BDSG

2.1. Seit wann ist die neue Novelle des BDSG in Kraft?

Seit 23.05.01

Zurück
2.2. Nennen Sie wesentliche Merkmale des neuen BDSG

· Umsetzung der EU-Datenschutzrichtlinie

· Angleichung des Datenschutzniveaus in Staat und Wirtschaft

· Neue Instrumente (z.B. Grundsatz der Datenvermeidung und Datensparsamkeit, Vorabkontrolle, Datenschutzaudit)

· Technikregelungen
Zurück
2.3. Was wird unter DRITTLÄNDER im neuen BDSG verstanden?
Drittländer sind alle nicht EU-Länder, da im EU-Raum weitgehend einheitliche Datenschutzregelungen gelten.

Zurück
2.4. Wie sehen die neuen Meldepflichten des BDSG aus?

Es ist künftig grundsätzlich VOR der Inbetriebnahme zu melden.

Die Meldepflicht entfällt bei Bestellung eines Datenschutzbeauftragten oder 
wenn Daten für eigene Zwecke, nicht mehr als 4 DV-Beschäftigte, ...

Zurück
2.5. Nennen Sie einige Beispiel bei denen der neue Grundsatz der Datenvermeidung zum tragen kommen könnte

Prepaid-Karten, anonyme Zahlungsverfahren, anonymes Surfen, ect

Zurück
2.6. Skizzieren Sie kurz den Datenschutzaudit und dessen Kernziele

Durch unabhängige zugelassene Gutachter kann der Betrieb seine DV und Datenschutzkonzepte prüfen und zertifizieren lassen und dessen Ergebnisse veröffentlichen.

Kernziele:

· Selbstverantwortung und Stimulierung des Wettbewerbs

· Verringerung des Vollzugsdefizits

· Kontinuierliche Verbesserung von Datenschutz und Datensicherung

Zurück
2.7. Welche neuen Regelunge gibt es im Zusammenhang mit Chipkarten?

Die ausgebende Stelle (Karte und Verfahren) muss den Betroffenen umfassen und verständlich informieren über:

· Funktionsweise

· Daten

· Rechte

· Maßnahmen bei Verlust

außer der Betroffene hat hierüber bereits Kenntnis.

Geräte und Einrichtung zur Wahrung der Rechte sind in angemessenem Umfang bereitzuhalten.

Zurück
2.8. Welche Änderungen haben sich bei den sog. „automatisierten Einzelentscheidungen“ ergeben?

Entscheidungen die für den Betroffenen rechtliche Folgen oder erhebliche Beeinträchtigungen, dürfen sich nicht ausschließlich auf autom. Verfahren stützen.

Ausnahmen:

· Vertragsverhältnisse

· Betroffener bittet darum

· Betroffener informiert und dessen Interessen gewahrt

Welche Änderungen ergeben sich für den BDSB?

· einheitliche Regelung für den öffentlichen und nicht-öffentlichen Bereich

· qualifizierte Selbstkontrolle

neue Aufgaben:

· Verfahrensbeschreibung

· Vorabkontrolle

Zurück
2.9. Wo kommt die neue geschaffene Vorabkontrolle zum Einsatz?

· besondere Arten von personenbezogenen Daten (sensible Daten)

· Verarbeitung von Daten zur Beurteilung von Persönlichkeit, Leistung, Verhalten, ect.

Ausnahme:

· ges. Verpflichtungen

· Zustimmung des Betroffenen

Zurück
2.10. Nennen Sie die 8 Gebote der Datensicherung

· Zugangskontrolle

· Auftragskontrolle

· Eingabekontrolle

· Verfügbarkeitskontrolle

· Gebot der Datentrennung

· Weitergabekontrolle

· Zugriffskontrolle

· Zutrittskontrolle

Zurück
2.11. Welche neuen Kompetenzen haben die Aufsichtsbehöreden?

· Kontrollen künftig auch ohne Anlass

· Sind berechtigt Strafantrag zu stellen

· Sind berechtigt Gewerbeaufsichtsbehörden zu informieren

· Sind berechtigt Betroffene zu unterrichten

Zurück
3. Klausur SS 2001

3.1. Ist im nicht-öffentlichen Bereich die Erhebung von personenbezogenen Daten vom BDSG grundsätzlich geschützt und wenn ja in welcher Form?
Erhebung ist geschützt durch

· schriftliches Einverständnis, 

· rechtmäßige wahrheitsgemäße Beschaffung 

Die Gültigkeit des BDSG erstreckt sich neben der Erhebung auch auf Verarbeitung und Nutzung. 

· Für den nicht-öffentlichen Bereich zählt dies jedoch nur, wenn die personenbezogenen Daten in oder aus (autom. Oder nicht-autom.) Dateien verarbeit oder genutzt werden.

Anmerkung:

BDSG gilt uneingeschränkt sowohl für den öffentlichen als auch für den nicht-öffentlichen Bereich. 
Zum nicht-öffentlicher Bereich zählen 

· natürliche Personen,

· juristische Personen des Privatrechts

· Personenvereinigungen des Privatrechts
Zurück
3.2. Welche zwei Zulässigkeitsvoraussetzungen für die Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten gelten sowohl im öffentlichen als auch nicht-öffentlichen Bereich?

Gemäß § 4 BDSB gilt eine generelles Verbot mit Erlaubnisvorbehalt. Erlaubnis nur in folgenden Fällen:

· durch das BDSG oder eine andere Rechtsvorschrift ausdrücklich erlaubt

· die schriftliche Einwilligung des Betroffen liegt vor

Voraussetzung für eine rechtmäßige Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten ist eine rechtlich einwandfreie Erhebung dieser Daten.

Zurück
3.3. Auf welche Weise wird der Betroffene im öffentlichen Bereich über die Speicherung seiner Daten in Kenntnis gesetzt? Muss er benachrichtigt werden?

Im öffentlichen Bereich ist keine Benachrichtigung erforderlich. 

· Speicherung erfolgt im Dateienregister.

· Der Betroffene kann Einsicht in das Dateienregister nehmen (autom. Dateien – geführt beim BDSB) 

· Bei Akten kann er Auskunft verlangen

Ausnahme: geheim zu haltende Daten (z.B. Bundesverfassungsschutz)

Alternative nicht-öffentlicher Bereich:

Es müssen alle Betroffenen individuell benachrichtigt werden, über die Daten ohne deren Kenntnis verarbeitet werden. 

· Werden die Daten für eigene Zwecke verwendet, so hat dies bei der ersten Speicherung zu erfolgen.

· Werden die Daten geschäftsmäßig verwendet, so ist dies bei der ersten Übermittlung durchzuführen.

Zurück
3.4. Gibt es bei den Vorschriften über das Datengeheimnis Unterschiede zwischen dem öffentlichen und nicht-öffentlichen Bereich und wenn ja welche?

es gibt Unterschiede:

· im nicht-öffentlichen Bereich ist eine Verpflichtungserklärung erforderlich

· im öffentlichen Bereich nicht

Zurück
3.5. Handwerksbetrieb

Angenommen, Sie sind Mitarbeiter eines Handwerksbetriebes, der seine Lohnabrechnung über ein kleines Rechenzentrum mit 3 Beschäftigten abwickeln lässt: 

· Muss das Rechenzentrum Sie über die Speicherung informieren?

· Welche Auskünfte muss Ihnen das Rechenzentrum erteilen, wenn Sie eine Auskunftsantrag über Ihre dort gespeicherten Lohndaten stellen?

· Können Sie sich im Bedarfsfall an den Datenschutzbeauftragten des Rechenzentrums wenden?

· An wen müssen Sie Ihre Schadensersatzansprüche richten, falls Ihre Daten unzulässig durch das RZ verarbeitet werden?

Zu a) 
Nein, dieses darf nur auf Weisung des Auftraggebers handeln

Zu b) 
Sie (der Betroffene) müssen sich an den Auftraggeber wenden, das Rechenzentrum darf keine Auskünfte erteilen

Zu c)

Nein, grundsätzlich zuständig ist der Auftraggeber.
Beachte: Erst ab 5 ständigen MA in der DV oder 20 anderen ständigen MA ist ein Datenschutzbeauftragter zu bestellen (freiwillig natürlich jederzeit bestellbar)

Zu d) 

An den Auftraggeber.
Es gilt eine Beweislastumkehr d.h. der Auftraggeber muss nachweisen, das der Schaden nicht auf Grund eines Fehlverhaltens des RZ entstanden ist.

Dieser wiederum hat selbstverständlich Regressansprüche an das RZ.

Zurück
3.6. Gelten für öffentlich-rechtliche Wettbewerbsunternehmen die Vorschriften des öffentlichen Bereiches? Müssen Sie einen Datenschutzbeauftragten bestellen?

Nein, es gelten die gleichen Bestimmungen wie im nicht-öffentlichen Bereich.

Ausnahme: die Kontrollbestimmungen.

Ein Datenschutzbeauftragter muss bestellt werden, sofern die Voraussetzungen erfüllt sind 
(min. 5 dauernd in der DV beschäftigte MA oder gesamt mehr als 20 MA)

Zurück
3.7. Welche Befugnisse hat der Landesdatenschutzbeauftragte im nicht-öffentlichen Bereich?

Keine.

Das BDSG § 38 verweist jedoch auf die Aufsichtsbehörden der Länder, welche von den Landesregierungen zu bestimmen sind.

Zurück
3.8. Ist der Bundesbeauftragte für den Datenschutz für die Privatwirtschaft zuständig?
Nein, hier sind die Aufsichtsbehörden der Länder zuständig.

Der BDSB ist nur für die Bundesbehörden zuständig.

Zurück
3.9. Welche wichtigen Fallgruppen unterliegen der geschäftsmäßigen Datenverarbeitung für fremde Zwecke?

· Adressverlage

· Auskunfteien, Detekteien

· Marktforschungsunternehmen

· Rechenzentren

Zurück
3.10. Welche wesentlichen Neuerungen/Änderungen durch das neue BDSG gibt es?

1. Stufe (in Kraft)

· Angleichung an das europäische Recht

· Angleichung des Datenschutzniveaus in Staat und Wirtschaft

· Neue Instrumente 
(z.B. Grundsatz der Datenvermeidung, Vorabkontrolle, Datenschutzaudit, ect.)

· Technikregelungen (Chipkarte, Videoüberwachung, ect.)

2. Stufe

· Umfassende Modernisierung

· Vereinfachung und Verschlankung

· Selbstschutz, Selbstkontrolle, Selbstregulierung

· Transparenz über die Verarbeitung

· Vermeidung des Personenbezugs

· Verwirklichung der Informationsfreiheit

Zurück
3.11. Nennen Sie einige konkrete Änderungen der neuen BDSG-Regelung

· Datenvermeidung und Datensparsamkeit

· Meldepflicht

· Vorabkontrolle

· Erweiterte Informationspflichten

· Regelungen für den Datenschutzbeauftragten

· Bestimmungen über autom. Einzelentscheidungen

· Videoüberwachung von öffentl. Räumen

· Mobile Speicher- und Verarbeitungsmedien

· Datenschutzaudit

· Unterrichtungspflicht bei direkter Werbeansprache

· Umgang mit sensitiven Daten

· Kontrolle ohne Anlass

· Übermittlung ins Ausland

Zurück
4. Klausur WS 2001

4.1. Gibt es vom Bundesdatenschutzgesetz geschützte personenbezogene Daten, die ohne Einschränkung gespeichert werden dürfen?

Nein, 
grundsätzlich gilt das generelle Verarbeitungsverbot mit Erlaubnisvorbehalt nach § 4 BDSG.

Zurück
4.2. Welche zwei Zulässigkeitsvoraussetzungen für die Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten gelten sowohl im öffentlichen als auch im nicht-öffentlichen Bereich?
Es gilt eine generelles Verbot mit Erlaubnisvorbehalt nach § 4 BDSG. Erlaubnis u.a. in folgenden Fällen:

· durch das BDSG oder eine andere Rechtsvorschrift ausdrücklich erlaubt

· die schriftliche Einwilligung des Betroffen liegt vor

Zurück
4.3. Nennen Sie einige Vorläufer des Datenschutzes?

· Grundgesetz Artikel I+II

· Rechtssprechung zu Persönlichkeitsrechten

· Post- und Briefgeheimnis

· Fernmeldegeheimnis

· Urheberschutzgesetz

· Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb

· Amtsgeheimnis

· Steuergeheimnis

· Adoptionsgeheimnis

Zurück
4.4. Gibt es bei den Vorschriften über das Datengeheimnis Unterschiede zwischen dem öffentlichen und dem nicht-öffentlichen Bereich und wenn ja, welche?

es gibt Unterschiede:

· im nicht-öffentlichen Bereich ist eine Verpflichtungserklärung erforderlich

· im öffentlichen Bereich nicht

Zurück
4.5. Handwerksbetrieb

Angenommen, Sie sind Mitarbeiter eines Handwerksbetriebes, der seine Lohnabrechnung über ein kleines Rechenzentrum mit 3 Beschäftigten abwickeln lässt:

a) Muss das Rechenzentrum Sie über die Speicherung informieren?

b) Welche Auskünfte muss Ihnen das Rechenzentrum erteilen wenn Sie einen Auskunftsantrag über Ihre dort gespeicherten Lohndaten stellen?

c) Können Sie sich im Bedarfsfall an den Datenschutzbeauftragten des Rechenzentrums wenden?

d) An wen müssen Sie Ihre Schadensersatzansprüche richten, falls Ihre Daten unzulässig durch das RZ verarbeitet werden?

Zu a)

Nein, falls notwendig nur der Auftraggeber (in diesem Fall nicht notwendig)

Zu b)

Nicht zuständig bitte an den Auftraggeber wenden

Zu c)

Nein, Zuständigkeit Auftraggeber.
Datenschutzbeauftragter zwingend erst ab 5 MA-DV oder 20 und mehr MA gesamt

Zu d)

An den Auftraggeber, welcher auf Grund der Beweislastumkehr zu beweisen hat, das der Schaden nicht durch eine Pflichtverletzung hervorgerufen wurden.

Diese kann im Schadensfalle Regress an das RZ stellen.

Zurück
4.6. Gelten für öffentlich-rechtliche Wettbewerbsunternehmen die Vorschriften des öffentlichen Bereiches?

Nein, es gelt die Vorschriften des nicht-öffentlichen Bereiches mit Ausnahme der Kontrollzuständigkeiten

Zurück
4.7. Ist der Bundesbeauftragte für den Datenschutz für die Privatwirtschaft zuständig?

Nein, hier sind gemäß § 38 BDSG die Aufsichtsbehörden der Länder zuständig.

Zurück
4.8. Welche wichtigen Fallgruppen unterliegen der geschäftsmäßigen Datenverarbeitung für fremde Zwecke? Ab welcher Größenordnung besteht die Pflicht zur Bestellung eines Datenschutzbeauftragten?

· Adressverlage

· Auskunfteien, Detekteien

· Marktforschungsunternehmen

· Rechenzentren

Ab mind. 5 MA DV oder mind. 20 MA Gesamt.

Freiwillig ab jeder Größe

Zurück
4.9. Welche wesentlichen Neuerungen/Änderungen durch das BDSG gibt es?

1. Stufe (in Kraft)

· Angleichung an das europäische Recht

· Angleichung des Datenschutzniveaus in Staat und Wirtschaft

· Neue Instrumente (z.B. Grundsatz der Datenvermeidung, Vorabkontrolle, Datenschutzaudit, ect.)

· Technikregelungen (Chipkarte, Videoüberwachung, ect.)

2. Stufe

· Datenvermeidung und Datensparsamkeit

· Meldepflicht

· Vorabkontrolle

· Erweiterte Informationspflichten

· Regelungen für den Datenschutzbeauftragten

· Bestimmungen über autom. Einzelentscheidungen

· Videoüberwachung von öffentl. Räumen

· Mobile Speicher- und Verarbeitungsmedien

· Datenschutzaudit

· Unterrichtungspflicht bei direkter Werbeansprache

· Umgang mit sensitiven Daten

· Kontrolle ohne Anlass

· Übermittlung ins Ausland

Zurück
_____________________________________________________________________________________________________

H:\VWA-neu-020407\Informatik\Datenschutz\Datenschutz-V1-0.doc
Zuletzt gedruckt 02.05.2002 11:09
Seite 2 von 23
© Norbert Ott


